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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zu 
den Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungsjahre 

1957 und 1958 — Anlage A und Anlage B der Drucksache 
2751 — festgestellten über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben werden nachträglich genehmigt (§ 83 Abs. 1 der 
Reichshaushaltsordnung) . 

Die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu den Bun- 
deshaushaltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1957 und 

1958 sowie der Bericht des Bundesrechnungshofes über die 
Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
(Anlage C der Drucksache 2751) werden bis auf die Vor- 
behalte für erledigt erklärt (§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 der 
Reichshaushaltsordnung) . 

2. Die Bundesregierung wird wegen der Bundeshaushaltsrech- 
nungen für die Rechnungsjahre 1957 und 1958 (einschließ- 
lich Vermögensrechnungen) gemäß Artikel 114 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes, § 108 Abs. 1 und 2 der Reichs- 
haushaltsordnung entlastet. 

3. Der Deutsche Bundestag nimmt von der Denkschrift des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes vom 5. April 
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1961 über die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse des 
Bundesrechnungshofes (Anlage D der Drucksache 2751) 
Kenntnis. 

4. Der Deutsche Bundestag stimmt den folgenden Entschlie- 
ßungsanträgen zu: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung 
und der Ausführung der Bundeshaushaltspläne die Fest- 
stellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Anlage) zu beachten. 

b) Die Bundesminister werden ersucht, die Einzelbemer- 
kungen und die in der Denkschrift enthaltenen Prüfungs- 
ergebnisse des Bundesrechnungshofes, soweit diese 
ihren Geschäftsbereich betreffen, allen an der Ausfüh- 
rung der Bundeshaushaltspläne beteiligten Behörden 
und Stellen bekanntzugeben. 

c) Der Bundesminister der Finanzen wird im besonderen 
ersucht, bei der Aufstellung und der Ausführung der 
Bundeshaushaltspläne sowie bei der Aufstellung der 
Bundeshaushaltsrechnungen darauf zu achten, daß den 
Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages (Anlage) Rechnung 
getragen wird. 1 ' 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Der Haushaltsausschuß 


Dr. Vogel 

Stellv. Vorsitzender 


Jürgensen Frau Rösch 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2917 


Anlage 


Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 


Der Haushaltsausschuß hat auf Grund der Prü- 
fung der Bundeshaushaltsrechnungen für die Rech- 
nungsjahre 1957 und 1958 durch den Rechnungs- 
prüfungsausschuß sowie auf Grund der Bemerkun- 
gen des Bundes rechnungshof es zu den Bundeshaus- 
haltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1957 und 
1958, des Berichts des Bundesrechnungshofes über 
die Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit und der Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes vom 5. April 1961 die 
nachfolgenden Feststellungen und Bemerkungen 
einstimmig gebilligt: 

1. a) Der Ordentliche Haushalt des Rechnungs- 
jahres 1957 (§§ 75, 77 RHO) schloß mit einem 
Fehlbetrag in Höhe von 1 448 204 207,45 DM 
ab. Der Fehlbetrag hätte nach § 75 Satz 1 
RHO spätestens in den Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1959 als ordentliche 
Ausgabe eingestellt werden müssen. Nach 
§ 6 des Haushaltsgesetzes 1959 war jedoch 
§ 75 Satz 1 RHO im Rechnungsjahr 1959 
nicht anzuwenden. 

Dem Fehlbetrag ist ein Betrag von 
2 980 872 705,66 DM zuzurechnen. Es handelt 
sich hierbei um die restliche kassenmäßige 
Mehreinnahme des Rechnungsjahres 1955, 
die der Bundesminister der Finanzen zur 
Deckung von Ausgaben des Ordentlichen 
Haushalts 1957 (Verausgabung von Ausgabe- 
resten früherer Rechnungsjahre) in der 
Rechnung 1957 haushaltsmäßig vereinnahmt 
hat. 

Andererseits hat der Bundesminister der 
Finanzen die kassenmäßige Mehrausgabe 
des Außerordentlichen Haushalts 1957 durch 
einen Zuschuß aus dem Ordentlichen Haus- 
halt 1957 in Höhe von 1 506 378 754,76 DM 
abgedeckt. 

Ohne diese Buchungen hätte sich beim 
Ordentlichen Haushalt für das Rech- 
nungsjahr 1957 ein Fehlbetrag in Höhe von 
2 922 698 158,35 DM ergeben. 

b) Der Außerordentliche Haushalt des Rech- 
nungsjahres 1957 weist dagegen einen Uber- 
schuß in Höhe von 168 436 151,01 DM aus, 
der ausschließlich auf einem Rückgang un- 
gedeckter Ausgabereste beruht. Die Ist-Ein- 
nahmen und Ist-Ausgaben waren auf Grund 
des vorerwähnten Zuschusses des Ordent- 
lichen Haushalts 1957 ausgeglichen. 

c) Der Ordentliche Haushalt und der Außer- 
ordentliche Haushalt 1957 hatten zusammen- 


gefaßt einen Fehlbetrag in Höhe von 
1 279 768 056,44 DM. 

2. a) Der Ordentliche Haushalt des Rechnungs- 

jahres 1958 (§§ 75, 77 RHO) schloß mit einem 
Fehlbetrag in Höhe von 2 148 321 884,75 DM 
ab. Dem Fehlbetrag ist ein Betrag von 
744 237 422,78 DM zuzurechnen, weil der 
Bundesminister der Finanzen die kassen- 
mäßige Mehreinnahme des Ordentlichen 
Haushalts 1957 zur Deckung von Ausgaben 
des Ordentlichen Haushalts des Rechnungs- 
jahres 1958 (Verausgabung von Ausgabe- 
resten früherer Rechnungsjahre) in der Rech- 
nung 1958 haushaltsmäßig vereinnahmt hat. 

Der Bundesminister der Finanzen hat ferner 
die kassenmäßige Mehrausgabe des Außer- 
ordentlichen Haushalts 1958 durch einen 
Zuschuß aus dem Ordentlichem Haushalt 
1958 iin Höhe von 1 597 355 090,43 DM ab- 
gedeckt. 

Ohne diese Buchungen hätte sich beim 
Ordentlichen Haushalt für das Rechnungs- 
jahr 1958 ein Fehlbetrag in Höhe von 
1 295 204 217,10 DM ergeben. 

b) Der Außerordentliche Haushalt des Rech- 
nungsjahres 1958 weist dagegen einen Über- 
schuß in Höhe von 123 729 051,41 DM aus, 
der ausschließlich auf einem weiteren Rück- 
gang ungedeckter Ausgabereste beruht. Die 
Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben waren auf 
Grund des vorerwähnten Zuschusses des 
Ordentlichen Haushalts 1958 ausgeglichen. 

c) Der Ordentliche Haushalt und der Außer- 
ordentliche Haushalt des Rechnungsjahres 
1958 hatten zusammengefaßt einen Fehl- 
betrag in Höhe von 2 024 592 833,34 DM. 

3. Zu den allgemeinen Fragen des Haushalts- 
rechts stellt der Haushaltsausschuß fest, daß er, 
soweit er nicht ausdrücklich eine andere Stel- 
lungnahme vorschlägt, dem Standpunkt des 
Bundesrechnungshofes beitritt. 

4. Der Haushaltsausschuß schließt sich, soweit er 
nicht in einzelnen Fällen einen anderen Stand- 
punkt eingenommen oder seine Stellungnahme 
Vorbehalten hat, den Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu den Bundeshaushaltsrech- 
nungen 1957 und 1958 an und schlägt dem Bun- 
destag die Entlastung vor. 

Im einzelnen lenkt der Haushaltsauisschuß die 
Aufmerksamkeit des Bundestages auf die im 
nachfolgenden Teil dieses Berichtes erwähnten 
Vorgänge. 

* 
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Anlage A der Drucksache 2751 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1957 
(einschließlich Bundesvermögens- 
rechnung) 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1957 

5. (zu Tz. 5) 

Der Ordentliche Hauhalt erbrachte in der Kasse j 
eine Mehreinnahme gegenüber dem Ausgaben 
in Höhe von 744,2 Mio DM, obgleich sowohl die 
Einnahmen als auch die Ausgaben hinter dem 
Haushaltssoll zurückblieben. Das Zurückblei- 
ben der Ausgaben bedingte aber ein weiteres 
Anwachsen der Ausgabereste, die von 5,1 Mrd 
DM Ende 1956 auf 7,3 Mrd DM Ende 1957 an- 
gewachsen sind. 

Das Rechnungsjahr 1957 hatte demnach beim 
ordentlichen Haushalt leinen rechnungsmäßigen 
Fehlbetrag von 1 448,2 Mio DM, der isiich zu- 
sammensetzt aus 

dem Anwachsen der Aus- 
gabereste um 2 192,4 Mio DM 

abzüglich Kassenmehrein- 
nahme 1957 744,2 Mio DM 

1 448,2 Mio DM. 

Zu diesem Fehlbetrag des Rechnungsjahres 
1957 tritt der am Schluß des Rechnungsjahres 
1956 verbliebene ungedeckte Fehlbetrag der 
Vorjahre in Höhe von 5082,6 Mio DM hinzu, 
so daß am Schluß des Rechnungsjahres 1957 
beim ordentlichen Haushalt ein Gesamtfehlbe- 
trag iin Höhe von 6530,8 Mio DM vorhanden 
war. Dieses Ergebnis könnte zu ernsten Besorg- 
nissen Anlaß geben, wenn sich dieser Fehlbe- 
trag nicht ausschließlich aus Ausgaberesten 
zusammensetzte, die in dieser Größenordnung 
nicht in kurzer Zeit verausgabt werden können. 
Auf die Verausgabung der Reste hat der Bun- 
desminister der Finanzen drei Einflußmöglich- 
keiten. 

a) Nach § 30 Abs. 2 RHO ist die Verausgabung 
von Resten von der vorherigen Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen abhängig. 
Die Ressorts müs»sen alljährlich gemäß § 17 
RWB dem Bundesminister der Finanzen 
Pläne über die Verwendung der Ausgabe- 
reste vorlegen. Der Bund es minister der 
Finanzen prüft diese Pläne eingehend und 
gibt den Ressorts Ausgabereste ganz oder 
teilweise zur Verwendung frei. 

b) Die obersten Bundesbehörden haben all- 
monatlich ihren Geldbedarf beim Bundes- 
minister der Finanzen anzumelden. Es han- 
delt sich hierbei um die monatlichen Be- 
triebsmittelanforderungen zur Ausführung 


des Haushalts. Diese monatliche Betriebs- 
mittelbereitstellung gewährt jederzeit die 
Sicherheit, daß nicht mehr Geld ausgegeben 
wird als Geldbestand plus zu erwartende 
Einnahmen dies zulassen. Für steuer- 
schwache Monate und für besondere Maß- 
nahmen steht außerdem der Kreditplafond 
der Deutschen Bundesbank zur Verfügung, 
der zur Zeit 1000 Mio DM beträgt. 

c) Die letzte Barriere ist eine Bestimmung, die 
die alljährlichen Haushaltsgesetze enthal- 
ten. Die Haushaltsgesetze der verflos- 
senen Rechnungsjahre hatten vorgesehen, 
daß der Bundesmini'ster der Finanzen 
die Inanspruchnahme von Haushaltsmitteln 
von seiner Zustimmung abhängig machen 
konnte, falls die Entwicklung der Einnah- 
men und Ausgaben dies erforderte (vgl. § 8 
Abs. 3 Haushaltsgesetz 1957). Außerdem ist 
vom Rechnungsjahr 1960 an bestimmt, daß 
Ausgabereste nur verausgabt werden dür- 
fen, wenn gleichhohe Beträge für diesen 
Zweck in Abgang gestellt werden (vgl. § 7 
Haushaltsgesetz 1960). 

Es kann also durchaus verhindert werden, daß 
eine zu rasche Verausgabung von Ausgabe- 
resten die Bundeskasse sprengt. 

Die dem Bundesminister der Finanzen vorge- 
legten Restepläne der Ressorts enthalten die 
bei den einzelnen Zweckbestimmungen ver- 
bliebenen Ausgabereste mit einer genauen Be* 
gründung für ihre Verwendung. Diese Pläne 
werden vom Bundesminister der Finanzen vor 
seiner Zustimmung zur Verausgabung dieser 
Beträge eingehend, und zwar einmal im Jahr, 
geprüft. Dies gilt auch für die Reiste beim Ein- 
zelplan 14. 

Das Anwachsen der ungedeckten Ausgabereste 
ist die Folge der jahrelangen Außerkraftset- 
zung des § 75 RHO. 

Vor dem Abschluß der Bücher des Rechnungs- 
jahres 1957 hat der Bundesminister der Finan- 
zen — wie in den Vorjahren — eine kassen- 
mäßige Mehrausgabe beim außerordentlichen 
Haushalt, die nicht durch aufgekommene An- 
leiheerlöse gedeckt war, durch einen Zuschuß 
des ordentlichen Haushalts 1957 iin Höhe von 
1506,4 Mio DM ausgeglichen. Der Bundesrech- 
nungshof beanstandet diese Ausgleichsbuchung 
in der Tz. 5 — Anlage A der Drucksache 2751 — , 
weil der ordentliche Haushalt an sich schon mit 
einem rechnungsmäßigen Fehlbetrag abschloß, 
der durch diese buchungstechnische Maßnahme 
noch erhöht wurde. Der Bundesrechnungshof 
legt an dieser Stelle dar, daß dieser Ausgleich 
nur im Falle und bis zur Höhe eines rechnungs- 
mäßigen Überschusses beim ordentlichen Haus- 
halt vorgenommen werden durfte. 

Der Bundesminister der Finanzen hat eine An- 
leihe nicht aufgenommen, weil die Kassenlage 
des Bundes es gestattete, den außerordentlichen 
Haushalt aus ordentlichen Mitteln zu bedienen. 
Kassenmäßig ist dadurch kein Fehlbetrag ent- 
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standen. In der Kasse ist am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1957 noch ein Plus von 744 Mio 
DM verblieben. Der Bundesminister der Finan- 
zen vertritt die Auffassung, mit diesem Verfah- 
ren deis kassenmäßigen Ausgleichs des außer- 
ordentlichen Haushalts haushaltswirtschaftlich 
richtig gehandelt zu haben, da es unwirtschaft- 
lich ist, Zinsen für eine Anleihe zu zahlen, 
wenn gleichzeitig eigene Guthaben bei der 
Deutschen Bundesbank unverzinslich gehalten 
werden. Für die Auflegung einer Anleihe muß 
außerdem die Zustimmung des Zentralbank- 
rates der Deutschen Bundesbank eingeholt wer- 
den, die erfahrungsgemäß nur zu erreichen ist, 
wenn der Bund unter Einbeziehung des von 
der Bank eingeräumten Kreditplafonds seine 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan nicht mehr 
finanzieren kann. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat bereits bei 
der Beratung des Abschlusses des Rechnungs- 
jahres 1960 zum Ausdruck gebracht: Es sei ver- 
ständlich und entspreche wirtschaftlichem Den- 
ken, daß der Bund, solange er genügend Geld 
in seiner Kasse habe, zur Vermeidung von Zins- 
zahlungen und von Schuldenaufnahmen auf die 
Auflegung von Anleihen verzichtet. 

6 . (zu Tz. 6) 

In Tz. 6 beanstandet der Bundesrechnungshof, 
daß der Bundesminister der Finanzen die rest- 
liche Kassenminderausgabe des Rechnungsjah- 
res 1955 in Höhe von 2980, 9 Mio DM den Ein- 
nahmen des Rechnungsjahres 1957 zugeführt 
hat. In seinen Bemerkungen 1956 hatte der Bun- 
desrechnungshof bereits bemängelt, daß der 
Bundesminister der Finanzen einen Teilbetrag 
aus der Kassenminderausgabe 1955 in Höhe 
von 91,3 Mio DM für den kassenmäßigen Aus- 
gleich des ordentlichen Haushalts des Rech- 
nungsjahres 1956 verwendet hatte. Durch diese 
Maßnahme ist nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofes der Abschluß 1955 nachträglich un- 
zulässigerweise verschlechtert worden. 

Der Bundesminister der Finanzen vertritt dem- 
gegenüber die Auffassung, daß der Ansicht des 
Bundesrechnungshofes nur beigepflichtet werden 
könnte, wenn die Jährlichkeit der Rechnung 
und die haushaltsmäßige Behandlung ihrer Er- 
gebnisse noch unbeschränkt Geltung hätte. 
Durch die jahrelange Außerkraftsetzung des 
§ 75 RHO ist diese jährliche Betrachtungsweise 
jedoch gestört. Dies hatte zur Folge, daß das 
Ergebnis eines Rechnungsjahres jeweils auto- 
matisch in dem Ergebnis des folgenden Rech- 
nungsjahres aufgeht, also mit dem Ergebnis 
dieses Rechnungsjahres ein untrennbares Gan- 
zes bildet. So spricht die Rechnung heute nur 
noch vom Gesamtfehlbetrag des Bundes am 
Ende des betreffenden Rechnungsjahres, wo- 
durch zum Ausdruck kommt, daß die jahrgangs- 
weise Betrachtung nur noch Bedeutung für die 
historische Entwicklung des Gesamtfehlbetrages 
hat. Für die heutige Beurteilung kommt daher 
ausschließlich der Gesamtfehlbetrag Ende des 


Rechnungsjahres 1960 in Betracht, zumal dieser 
— auch nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes — durch die buchungstechnischen 
Maßnahmen des Bundesministers der Finanzen 
in den verflossenen Rechnungsjahren keine Be- 
einträchtigung erfahren hat. 

Der Bundesminister der Finanzen hat unter- 
stellt, daß die am Schluß des Rechnungsjahres 
1955 verbliebenen Ausgabereste in den folgen- 
den Rechnungsjahren ganz oder teilweise ver- 
ausgabt worden sind. Da für sie infolge Außer- 
kraftsetzung des § 75 RHO keine haushalts- 
mäßige Deckung geschaffen wurde, mußte nach 
Ansicht des Bundesministers der Finanzen die 
kassenmäßige Teildeckung, die am Schluß des 
Rechnungsjahres 1955 in Gestalt einer Kassen- 
minderausgabe vorhanden war, mitwandern, 
zumal die Einnahmen der betreffenden Rech- 
nungsjahre nicht ausreichten, diese zusätzlichen 
Ausgabebewilligungen zu decken. Der Bundes- 
minister der Finanzen hält diese Praxis unter 
den gegebenen Umständen haushaltswdrtschaft- 
lich für zwangsläufig. Diese buchungstech- 
nischen Maßnahmen wurden vom Bundes- 
minister der Finanzen nicht verschleiert, son- 
dern im Abschluß der einzelnen Rechnung je- 
weils auf Seite 15 und 21 übersichtlich dar- 
gestellt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat bei An- 
erkennung der formalen Bedenken des Bundes- 
rechnungshofes die vom Bundesminister der 
Finanzen aus haushaltswirtschaftlichen Grün- 
den geübte Praxis gebilligt, solange § 75 RHO 
in seiner vollen Wirkung durch die jeweiligen 
Haushaltsgesetze eingeschränkt wird. 

7. (zu Tz. 8) 

Der außerordentliche Haushalt 1957 war auf 
Grund des Zuschusses des ordentlichen Haus- 
halts an den außerordentlichen Haushalt in 
Höhe von 1506,4 Mio DM kassenmäßig aus- 
geglichen, wobei festzustellen ist, daß sowohl 
Ist-Einnahmen als auch Ist-Ausgaben um 
238,9 Mio DM hinter dem Soll zurückgeblieben 
sind. 

Bei diesem Abschluß äst bedeutsam, daß der 
Restebestand des außerordentlichen Haushalts, 
der Ende 1956 noch 1004,1 Mio DM betrug, 
bis Ende 1957 auf 835,7 Mio DM zurückgegan- 
gen ist. Dies hatte zur Folge, daß das Jahres- 
ergebnis des außerordentlichen Haushalts 1957 
für sich betrachtet einen rechnungsmäßigen 
Uberschuß von 168,4 Mio DM ausweist. Dieser 
Überschuß schlägt sich jedoch nicht in Geld 
nieder, da er auf einem Rückgang ungedeckter 
Reste beruht. 

Vermögensrechnung 

8 . (zu Tz. 33 und 34) 

Nach Artikel 114 GG hat der Bunde smindster 
der Finanzen nicht nur über alle Einnahmen 
und Ausgaben, sondern auch über das Vermö- 
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gen und die Schulden des Bundes Rechnung zu 
legen. Die allgemeine Rechnung und eine Über- 
sicht über das Vermögen und die Schulden sind 
dem Bundestag und dem Bundesrat mit den Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes zur Ent- 
lastung der Bundesregierung vorzulegen. 

Die Tz. 33 der vorliegenden Bemerkung zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1957 zeigt das nach 
VermÖgensklassen zusammengefaßte Ergebnis 
der Vermögensrechnung über den Bestand des 
Vermögens und der Schulden des Bundes zu Be- 
ginn und am Schluß des Rechnungsjahres 1957 
und die während des Rechnungsjahres eingetre- 
tenen Veränderungen. Die in dieser tabellari- 
schen Übersicht enthaltenen Wertangaben sind 
nicht neu. Sie sind auch im Vermögensnachweis 
enthalten, den der Bundesminister der Finanzen 
gemäß Artikel 110 Abs. 3 GG mit dem Entwurf 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1959 dem Parlament vorgelegt hat und 
dessen Angaben auf dem Ergebnis der Vermö- 
gensrechnung für das Rechnungsjahr 1957 be- 
ruhen. Es wird auf diesen Vermögensnachwels 
und insbesondere auf den im Sechsten Teil der 
„Allgemeinen Vorbemerkungen" zum Bundes- 
haushaltsplan 1959 enthaltenen ausführlichen 
Bericht über die Entwicklung des Vermögens 
und der Schulden im Rechnungsjahr 1957 hin- 
gewiesen. Entsprechende Erläuterungen der 
Rechnungsergebnisse sind auch in den Anla- 
gen V und VI der Bundeshaushaltsrechnung 
1957 enthalten. Von besonderem Interesse ist 
auch die zu diesen Anlagen gehörende Vermö- 
gens-Hauptrechnuing, in der die 'summarischen 
Wertangaben der Tz. 33 — Anlage A der Druck- 
sache 2751 — der Bemerkungen nach der Art 
der Vermögenswerte (Vermögensgruppen) auf- 
gegliedert sind. 

Nach dem Ergebnis der Rechnung ist beim Ver- 
mögen der am Schluß des Rechnungsjahres 1957 
ausgewiesene Wertbetrag um 3467 Mio DM 
höher als am Beginn des Rechnungsjahres. Er 
beträgt rd. 36 879 Mio DM. 

Von den im Rechnungsjahr 1957 geleisteten 
Haushaltsausgaben haben 5004 Mio DM zur 
Mehrung des Vermögens beigetragen. Hiervon 
entfallen 1092 Mio DM auf Investitionen in das 
unbewegliche Vermögen und 3416 Mio DM auf 
die Hingabe von Darlehen, 304 Mio DM auf 
das Treuhandvermögen zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues und 98 Mio DM 
auf das Beteiligungsvermögen und Anteile an 
internationalen Einrichtungen. 

Bei den Schulden des Bundes ist im Rechnungs- 
jahr 1957 eine Mehrung von 328 Mio DM ein- 
getreten. Der Gesamtbestand betrug am Schluß 
des Rechnungsjahres 25 660 Mio DM. 

Die Darlehnsforderungen des Bundes beliefen 
sich zu Beginn des Rechnungsjahres 1957 auf 
rd. 10 318 Mio DM. Sie haben sich im Laufe des 
Rechnungsjahres 1957 auf 13 418 Mio DM er- 
höht. 


Aus den Darlehnsforderungen sind dem Bund 
im Rechnungsjahr 1957 lediglich 196,3 Mio DM 
an Tilgungs- und Rückzahlungsbeträgen zuge- 
flossen. Das sind rd. 1,9 v.H. der Summe der 
Darlehnsforderungen zu Beginn des Rechnungs- 
jahres. Die Summe der Tilgungs- und Rückzah- 
lungsbeträge ist aus folgenden Gründen so 
niedrig: Das Hauptgewicht bei den Darlehen 
liegt einmal beim sozialen Wohnungsbau und 
Siedlungswesen mit ungefähr 6600 Mio DM, 
zweitens bei den Darlehen für die Deutsche 
Bundesbahn mit rd. 2300 Mio DM und zuletzt 
bei den Darlehen an die Gebietskörperschaften, 
insbesondere an Berlin und an Schleswig-Hol- 
stein mit rd. 1300 Mio DM. 

Die Tilgungsraten für den sozialen Wohnungs- 
bau und für das Siedlungswesen sind sehr nied- 
rig. Die Tilgungszahlungen der Deutschen 
Bundesbahn und der Gebietskörperschaften 
werden nicht jährlich in gleichbleibenden Raten 
geleistet, sondern nach tilgungsfreien Jahren in 
bestimmten Zeitabständen und in größeren Be- 
trägen. Diese Rückzahlungen sind jetzt noch 
nicht voll angelaufen. Aus diesen Gründen ist 
die Tilgung in diesen Jahren noch so niedrig. 

Auch im Rechnungsjahr 1957 ist bei den Be- 
standsveränderungen des Vermögens, die auf 
haushaltsmäßigen Zahlungen beruhen, die 
Übereinstimmung von Geldrechnung und Ver- 
mögensrechnung nicht in allen Fällen erreicht 
worden. Der Grund hierfür liegt einmal in der 
von einigen Stellen der Straßenbauverwaltung 
nicht ordnungsgemäß durchgeführten Abstim- 
mung beider Rechnungen am Schluß des Rech- 
nungsjahres. Der Bundesverkehrsminister wird 
durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen 
haben, daß die erforderlichen Abstimmungen 
vor der Vorlage ider Rechnungen von allen 
Stellen (durchgeführt werden. 

Der hauptsächlichste Grund für die Nichtüber- 
einstimmung beider Rechnungen ist aber die 
Frage, ob die der Kriegsopferversorgung die- 
nenden Vermögenswerte, die seit dem 1. April 
1950 aus den vom Bund den Ländern für Zwecke 
der Kriegsopferversorgung zur Verfügung ge- 
stellten Mitteln beschafft worden sind, eigen- 
tumsmäßig dem Bunde zustehen. Der Eigen- 
tumsanspruch des Bundes wird von verschie- 
denen Ländern bestritten. Aus diesem Grunde 
weigert sich auch der in Tz. 34 der Bemerkungen 
genannte Landesminister, die Vermögenswerte, 
die im Rechnungsjahr 1957 aus den vom Bund 
zur Verfügung gestellten Mitteln beschafft wor- 
den sind, in die Vermögensrechnung des Bun- 
des aufzunehmen. Er befürchtet, hierdurch das 
Eigentumsrecht des Bundes an diesen Ver- 
mögenswerten anzuerkennen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Bun- 
desregierung ersucht, die Verhandlungen mit 
den Ländern stärker als bisher voranzutreiben, 
um zum Abschluß dieser Angelegenheit zu kom- 
men. 

* 
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Anlage B der Drucksache 2751 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- . 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- I 
nung für das Rechnungsjahr 1958 
(einschließlich Bundesvermögens- 
rechnung) 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1958 

9. (zu Tz. 4) 

Das Wesentliche des Abschlusses des ordent- 
lichen Haushalts 1958 ist, daß er kassenmäßig 
in Einnahme und Ausgabe ausgeglichen war. 
Dabei haben die Einnahmen und Ausgaben 
das Haushaltssoll um 1839,5 Mio DM überstie- 1 
gen. Dieses Ergebnis ist dadurch zustande ge- 
kommen, daß der Bundesminister der Finanzen 
die Kassenminderausgabe des Rechnungsjahres , 
1957 in Höhe von 744,2 Mio DM den Einnah- ! 
men des Rechnungsjahres 1958 zuführte und 
außerdem einen Teilbetrag der Bundesrückstel- , 
lung in Höhe von 1810,5 Mio DM haushalts- ! 
mäßig vereinnahmte. Im Haushalt 1958 war bei 
Kapitel 60 02 Titel 98 der Gesamtbestand der 
Rückstellung in Höhe von 3000 Mio DM veran- 
schlagt. Der verbleibende Restebestand (1190 1 
Mio DM) ist dann im Haushalt 4959 erneut ver- 
anschlagt worden. 

Bedeutsam ist ferner, daß die Ausgabereste, ' 
die Ende 1957 noch 7419,4 Mio DM betrugen, ; 
im Rechnungsjahr 1958 um weitere 2148,3 Mio 
DM auf 9567,7 Mio DM anstiegen und damit 
einen Rekordstand erreichten. Dieser enorme 
ungedeckte Restebestand hat inzwischen rapide 
abgenommen. Es ist zu hoffen, daß diese Ent- ; 
Wicklung anhält, so daß die Ausgabereste wie- j 
der einen Normalstand erreichen, den man mit , 
5 v. H. des Haushaltssolls annehmen kann. 

Da der ordentliche Haushalt 1958 kassenmäßig : 
ausgeglichen war und keine kassenmäßigen 
Minderausgaben aus früheren Rechnungsjahren j 
mehr vorhanden waren, stellt der Restebestand : 
Ende 1958 in Höhe von 9567,7 Mio DM den Ge- 
samtfehlbetrag des Bundes dar. 

Bei der Frage, ob bei Beurteilung dieses Ge- | 
Samtfehlbetrages auch das restliche Rückstel- 
lungskonto in Höhe von 1190 Mio DM berück- 
sichtigt werden muß, da dieses speziell zur 
Deckung von Ausgaberesten aus dem Verteidi- 
gungshaushalt geschaffen worden war, ist zu 
berücksichtigen, daß diese Restmittel auf dem 
Rückstellungskonto im Haushalt des Jahres 
1959 als Einnahme veranschlagt wurden. Hier- 
durch wurden sie ihrer eigentlichen Zweck- 
bestimmung entzogen und für die Deckung 
neuer Ausgabebewilligungen im Haushalt 1959 
verwendet. Sie mußten deshalb bei der Beur- 
teilung des Gesamtfehlbetrages Ende 1958 aus- j 
scheiden. 


Der Bundesrechnungshof beanstandet in Tz. 4 
seiner Bemerkungen 1958, daß der Bundes- 
minister der Finanzen die Kassenmehreinnah- 
men des Rechnungsjahres 1957 in Höhe von 
744,2 Mio DM unzulässigerweise in der Rech- 
nung 1958 vereinnahmt hat. 

Diese Beanstandung kann als erledigt ange- 
sehen werden, nachdem bei der Behandlung des 
Abschlusses 1957 -auf diese buchungstechnische 
Maßnahme bereits eingegangen wurde (vgl. 
Nummer 6). 

Am Schluß der Tz. 4 seiner Bemerkungen 1958 
hat der Bundesrechnungshof weiter beanstan- 
det, daß der Bundesminister der Finanzen zum 
Zwecke des kassenmäßigen Ausgleichs des 
außerordentlichen Haushalts 1958 eiinen Zu- 
schuß in Höhe von 1597,4 Mio DM aus dem 
ordentlichen Haushalt 1958 geleistet und da- 
mit dessen Abschluß insoweit verschlechtert 
hat. Er stellt jedoch gleichzeitig fest, daß da- 
durch das Gesamtergebnis der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1958 nicht beeinflußt worden ist. 

Bei der Behandlung des Abschlusses 1957 ist 
auf diese buchungstechnische Maßnahme ein- 
gegangen worden. Die Beanstandung des Bun- 
desrechnungsho-fes kann insofern als erledigt 
betrachtet werden (vgl. Nummer 5). 

10. (zu Tz. 6) 

Auch der außerordentliche Haushalt 1958 war - — 
wie bereits erwähnt — auf Grund des Zuschus- 
ses des ordentlichen Haushalts in Höhe von 
1597,4 Mio DM kassenmäßig ausgeglichen. Da- 
bei lagen die Einnahmen und Ausgaben um 
1 16,8 Mio DM unter dem Haushaltssoll. 

Die Ausgabereste sind wiederum von 691,2 
Mio DM Ende 1957 um 123,7 Mio DM auf 567,5 
Mio DM zurückgegangen. Dieser Rückgang 
hatte zur Folge, daß der außerordentliche Haus- 
halt 1958 mit einem rechnungsmäßigen Über- 
schuß in gleicher Höhe, also von 123,7 Mio DM, 
abschloß. Da der Uberschuß aber nur in einem 
Rückgang des ungedeckten Restebestandes be- 
steht, hat er keine kassenmäßigen Auswirkun- 
gen. 

11. (zu Tz. 7) 

In Tz. 7 der Bemerkungen 1958 sind die Ergeb- 
nisse des ordentlichen Haushalts und des außer- 
ordentlichen Haushalts 1958 zusammengefaßt. 
Hiernach betrug der Gesamtfehlbetrag des Bun- 
des am Ende des Rechnungsjahres 1958 — also 
unter Einschluß der Ergebnisse der Vorjahre — 
insgesamt 10 135,3 Mio DM. Dieser Betrag hat 
sich bis zum 31. Dezember 1960 durch das 
Absinken der Haushaltsreste auf ungefähr 
5644,3 Mio DM verringert. Falls auf dem bis- 
herigen Wege der Restedeckung fortgefahren 
wird, wird voraussichtlich Ende 1962 der Stand 
erreicht sein, daß der § 75 RH'O wieder unein- 
geschränkt zur Anwendung kommen kann. 
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Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
RHO 

Vorschußbuch 

12. (zu Tz. 13) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- ; 
gehender Beratung des in der Tz. 13 dargeleg- ! 
ten Sachverhalts das Vorgehen des Landes be- 
anstandet und beschlossen, sich der Bemerkung | 
des Bundesrechnungshofes mit Nachdruck an- j 
zuschließen. 

j 

Einzelplan 04 — Bundeskanzler und 
Bundeskanzleramt 

i 

13. (zu Tz. 14) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 1 
gehender Beratung des in der Tz. 14 dargeleg- 
ten Sachverhalts beschlossen, das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung zu er- 
suchen, nach Abschluß der Verhandlungen einen 
Bericht vorzulegen, in dem zu den Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes Stellung ge- 
nommen werden soll. Insbesondere erwartet 'der 
Ausschuß Auskunft über folgende Fragen: 

a) Können Ersatzansprüche geltend gemacht 
werden und 

b) ist die beanstandete Mietzahlung von der 
Ufa zurückgezahlt worden? 

Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt 

14. (zu Tz. 15) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung des in der Tz. 15 dargeleg- 
ten Sachverhalts beschlossen, 

1. das Auswärtige Amt um einen Bericht über 

die Entwicklung der Angelegenheit zu er- j 
suchen, j 

2. dem Bundesministerium der Finanzen die 
Überprüfung der Formulierung der Zweck- 
bestimmung zu empfehlen, aus der der Zu- : 
schuß an den Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienst gezahlt wird. Es soll in der 
Zweckbestimmung klar zum Ausdruck kom- 
men, daß der Deutsche Akademische Aus- 
tauschdienst nur aus öffentlichen Mitteln 
finanziert wird. Die Steuerfrage dürfte sich 
dann vielleicht leichter lösen lassen. Es soll 
auch geprüft werden, ob das Wort „Zu- 
schuß" durch das Wort „Finanzierung" in der 
Zweckbestimmung zu ersetzen ist. 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

15. (zu Tz. 19) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung des in der Tz. 19 dargeleg- 
ten Sachverhalts den Bundesminister des Innern 
ersucht, für eine sparsamere Bewirtschaftung 
der Haushaltsmittel zu sorgen. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

16. (zu Tz. 20) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung des in der Tz. 20 dargeleg- 
ten Sachverhalts das Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ersucht, 
die auf Grund dieser Maßnahme dem Bund zu- 
sätzlich entstandenen Kosten in Höhe von 
3,6 Mio DM der Siedlungsbank anzulasten und 
über die Angelegenheit im Ausschuß zu be- 
richten. 

17. (zu Tz. 20 a) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung des in der Tz. 20 a dargeleg- 
ten Sachverhalts das Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ersucht, 

1. die schriftlichen Mittelanforderungen der 
einzelnen Länder dem Rechnungsprüfungs- 
ausschuß vorzulegen und glaubwürdige Er- 
klärungen der Länder beizufügen, die sich 
mündlich und nicht schriftlich an den Bund 
um Bereitstellung von Mitteln gewandt ha- 
ben. Es ist auch darauf einzugehen, aus wel- 
chen Gründen bereits am Tag nach der Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
über die Mittel verfügt wurde, 

2. in Zukunft über derartig hohe Beträge erst 
dann zu entscheiden, wenn schriftlich be- 
gründete Anträge vorliegen, 

3. zu der Frage Stellung zu nehmen, warum 
keine Vorlage an den Haushaltsausschuß ge- 
macht worden ist und warum die Mittel 
während der Beratungen über den Bundes- 
haushalt 1958 nicht im Haushaltsausschuß 
in Gestalt eines Nachtrags beantragt worden 
sind. 

Einzelplan 40 — Soziale Kriesfolgeleistungen 

18. (zu Tz. 21) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung des in der Tz. 21 dargeleg- 
ten Sachverhalts das Bundesministerium für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte er- 
sucht zu prüfen, ob die verantwortlichen Landes- 
und Bundesbediensteten für die Überzahlungen 
haftbar gemacht werden können, da von den 
Empfängern der Hausratbeschaffungsbeihilfe 
nach allgemeinem Verwaltungsrecht die zuviel 
gezahlten Beträge nicht zurückgefordert werden 
können. Im übrigen schloß sich der Rechnungs- 
prüfungsausschuß der Folgerung des Bundes- 
rechnungshofes an. 

V ermögensredmung 

19. (zu Tz. 34 bis 39) 

Hinsichtlich der Verpflichtung des Bundesfinanz- 
ministers zur Rechnungslegung über das Ver- 
mögen und die Schulden des Bundes wird auf 
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die Ausführungen zur Vermögensrechnung für 
das Rechnungsjahr 1957 hingewiesen. 

Bisher hatte der Bundesfinanzminister die Anga- 
ben, die das Vermögen und die Schulden betra- 
fen, der Bundeshaushaltsrechnung als Anlagen 
V bis IX beigefügt. In der Haushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1958 erscheint die Ver- 
mögensrechnung des Bundes erstmalig zusam- 
mengefaßt in einem besonderen Abschnitt, der 
sowohl das „Allgemeine Vermögen“ als auch 
die Sondervermögen umfaßt. 

Die Haushaltsrechnung besteht jetzt aus dem 
Abschnitt I — Geldrechnung — und dem Ab- 
schnitt II — Vermögensrechnung — . 

Dem Abschnitt Vermögensrechnung ist wie bei 
der Geldrechnung ein Bericht vorangestellt, der 
die zahlenmäßigen Angaben der Rechnung aus- 
führlich erläutert. 

Die Ausführungen des Bundesrechnungshofes in 
den Tz. 34 bis 39 der Bemerkungen zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1958 beziehen sich nur auf 
das „Allgemeine Vermögen“ des Bundes, das 
aus dem Verwaltungs- und dem sogenannten 
Finanzvermögen besteht. 

Eine kurzgefaßte Übersicht über den Bestand 
des Vermögens und der Schulden am Beginn 
und am Schluß des Rechnungsjahres 1958 und 
über die während des Rechnungsjahres einge- 
tretenen Veränderungen enthält die Tz. 34 der 
Bemerkungen. Die in dieser Übersicht enthalte- 
nen Wertangaben waren bereits im Vermögens- 
nachweis enthalten, den der Bundesfinanzmini- 
ster mit dem Entwurf des Bundeshaushaltspla- 
nes 1960 dem Parlament vorgelegt hat und der 
auf Grund der Ergebnisse der Vermögensrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1958 seinerzeit auf- 
gestellt worden ist. Diese Wertangaben sind da- 
her nicht neu. 

Der am Schluß des Rechnungsjahres 1958 ausge- 
wiesene Vermögensbestand ist um 2733 Mio 
DM höher als zu Beginn des Rechnungsjahres. 
Diese Mehrung beruht auf einem effektiven 
Zuwachs in Höhe von 4404 Mio DM und einem 
Abgang in Höhe von 1671 Mio DM. 

Der Zuwachs ist insbesondere bei folgenden 
Vermögenswerten eingetreten: 

a) Die Darlehnsforderungen haben sich um 
2437 Mio DM erhöht und beliefen sich am 
Schluß des Rechnungsjahres auf insgesamt 
15 850 Mio DM. Für die Hingabe von Dar- 
lehen sind im Rechnungsjahr 1958 aus Haus- 
haltsmitteln 3862 Mio DM aufgewendet wor- 
den. An Tilgungs- und Rückzahlungsbeträ- 
gen wurden rd. 1702 Mio DM den Haushalts- 
einnahmen zugeführt. 

b) Der Zuwachs beim Liegenschaftsvermögen 
beträgt 1272 Mio DM. Er ist insbesondere 
zurückzuführen auf Grunderwerb sowie auf 
die Durchführung von Neu-, Um- und Erwei- 
terungsbauten beim Verwaltungsvermögen, 


insbesondere zur Deckung des Liegenschafts- 
bedarfs der Streitkräfte. 

c) Bei den Kapitalbeteiligungen ist infolge Ka- 
pitalerhöhungen und sonstigen bilanzmäßi- 
gen Veränderungen ein Zuwachs in Höhe 
von 194 Mio DM entstanden. Der Gesamt- 
rechnungswert der Beteiligungen belief sich 
am Schluß des Rechnungsjahres 1958 beim 
Allgemeinen Vermögen auf 2668 Mio DM, 
bei den Sondervermögen auf 209 Mio DM. 

Für die Liegenschaften im Gemeingebrauch — 
das sind Bundesautobahnen, Bundesstraßen, 
Kanäle und andere Schiffahrtswege — sind in 
der Vermögensrechnung keine Bestandswerte 
ausgewiesen, da die Fragen einer zweckmäßi- 
gen Bewertung dieser Vermögensmassen noch 
nicht geklärt sind. Es werden nur die jährlichen 
Investitionen aus Haushaltsmitteln als Wertzu- 
gänge mit haushaltsmäßiger Zahlung aufgenom- 
men und sogleich wieder abgeschrieben. 

In dem inzwischen in Kraft getretenen Gesetz 
über die Vermögensstatistik ist die Bundesre- 
gierung ermächtigt worden, Vorschriften über 
die einheitliche Bewertung des statistisch zu er- 
fassenden Vermögens zu erlassen. Diese Vor- 
schriften sind noch nicht erlassen. Beim Statisti- 
schen Bundesamt ist ein Arbeitskreis gegrün- 
det worden, in dem unter anderem auch für 
das Problem der Bewertung der Sachen im Ge- 
meingebrauch eine gemeinsame Lösung für 
Bund und Länder gefunden werden soll. 

Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
betragen im Rechnungsjahr 1958 rd. 6382 Mio 
DM, das sind rd. 17,9 v. H. der Gesamtausga- 
ben. Hiervon haben 5923 Mio DM zur Mehrung 
des Vermögens beigetragen, der restliche Be- 
trag der vermögenswirksamen Ausgaben ent- 
fällt auf Schuldentilgung. 


* 


Anlage C der Drucksache 2751 

Bericht des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 


B. Bericht über die Prüfung der Betätigung 
des Bundes in einem Konzern 

20. (zu Tz. 5) 

Nach eingehender Beratung des Problems der 
Beteiligung mehrerer Bundesgesellschaften an 
einem Unternehmen hat der Rechnungsprü- 
fungsausschuß folgende Feststellung getroffen: 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hält es für be- 
denklich, wenn durch die Beteiligung mehrerer 
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Bundesgesellschaften an einem Unternehmen 
eine einheitliche Willensbildung in dessen Or- 
ganen erschwert wird. Die zuständigen Bundes- 
minister werden ersucht, in derartigen Fällen 
den nötigen Einfluß des Bundes auf die Ge- 
schäftsführung sicherzustellen, wie dies in § 48 
Abs. 2 Satz 1 RHO gefordert wird. 

21. (zu Tz. 6) 

Nach eingehender Beratung über das Problem 
der Beachtung des § 60 RWB bei dem Erwerb, 
der Erhöhung und der Veräußerung von Betei- 
ligungen hat der Rechnungsprüfungsausschuß 
folgende Feststellung getroffen: Im Anschluß an 
die Beschlüsse des Rechnungsprüfungsausschus- 
ses am 11. Mai 1960 zu Tz. 15 bis 18 der An- 
lage B der Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode 
und des Deutschen Bundestages am 20. Januar 
1961 zu IV. 4. c) des Antrages des Haushalts- 
ausschusses vom 28. Oktober 1960 — Druck- 
sache 2169 der 3. Wahlperiode — weist der 
Rechnungsprüfungsausschuß erneut auf die Not- 
wendigkeit hin, daß die Bundesminister und 
sonstigen Bundesbehörden, die Kapitalbeteili- 
gungen an wirtschaftlichen Unternehmen ver- 
walten und vertreten, die vorherige Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen herbei- 
führen, wenn Maßnahmen im Sinne des § 60 
RWB beabsichtigt sind. 

22. (zu Tz. 8 bis 10) 

Nach eingehender Beratung über das Problem 
der Beibehaltung von Konzernbeteiligungen hat 
der Rechnungsprüfungsausschuß den zuständi- 
gen Bundesminister ersucht, über den Stand der 
Angelegenheit zusammenfassend zu berichten. 

23. (zu Tz. 12 bis 36) 

Nach eingehender Aussprache über Fragen der 
rechtlichen Organisation, wirtschaftlichen Be- 
tätigung, Rechnungslegung und internen Revi- 
sionen hat der Rechnungsprüfungsausschuß fol- 
gende Feststellungen getroffen: Der Deutsche 
Bundestag hat bereits am 18. und 20. Januar 
1961 auf Grund des Beschlusses des Rechnungs- 
prüfungsausschusses am 11. Mai 1960 zu Tz. 6 
bis 11 der Anlage B der Drucksache 1518 der 
3. Wahlperiode und der Nr. IV 4. b) des Antra- 
ges des Haushaltsausschusses vom 28. Oktober 
1960 — Drucksache 2169 der 3. Wahlperiode — 
derartige Beanstandungen behandelt. Er hat 
hierzu beschlossen, daß die Bundesregierung 
die in den Überwachungsorganen der wirt- 
schaftlichen Unternehmungen tätigen Vertreter 
des Bundes verpflichten soll, mit besonderer 
Sorgfalt dahin zu wirken, daß die Geschäftslei- 
tungen wirtschaftlich bedeutender Unternehmen 
aus mehr als einer Person bestehen, an Be- 
schlüssen der Überwachungsorgane und deren 
Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnissen je- 
weils mindestens drei Mitglieder beteiligt wer- 
den, Berichte im Sinne von § 81 AktG recht- 


zeitig und laufend erstattet werden, innerbe- 
triebliche Prüfungseinrichtungen geschaffen wer- 
den und der Inhalt der Anstellungsverträge mit 
den Vorstandsmitgliedern und Geschäftsführern 
sich im Rahmen angemessener Bedingungen 
und der gesetzlichen Vorschriften hält. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet, daß 
die in Tz. 12 bis 36 dargestellten Mängel in an- 
gemessener Zeit beseitigt werden. 

24. (zu Tz. 37 und 38) 

Nach eingehender Aussprache über Fragen der 
Gewinnausschüttungen hat der Rechnungsprü- 
fungsausschuß die zuständigen Bundesminister 
ersucht, die ihnen zu Gebote stehenden Mög- 
lichkeiten auszunutzen, um zu erreichen, daß 
angemessene Gewinne ausgeschüttet werden 
und die Durchlaufzeit, die mit der Weitergabe 
der von Konzerngesellschaften unterer Stufen 
erzielten Gewinne verbunden ist, auf ein Min- 
destmaß herabgesetzt wird. Hierzu wird auf 
die Feststellungen und Bemerkungen des Haus- 
haltsausschusses auf Grund der Prüfung der 
Bundeshaushaltsrechnung 1956 zu Tz. 35 bis 41 
der Anlage B der Drucksache 1518 (Anlage zum 
Beschluß des Haushaltsausschusses am 28. Ok- 
tober 1960 — Drucksache 2169 der 3. Wahl- 
periode) hingewiesen. 


C. Bericht über die Prüfung der Betätigung 
des Bundes in verschiedenen Gesellschaften 

25. (zu Tz. 39 bis 44) 

Zu dem Sachverhalt der Tz. 40 hat der Rech- 
nungsprüfungsausschuß ähnlich dem Verlangen 
der Rechnungshöfe den zuständigen Bundes- 
minister um einen schriftlichen Bericht ersucht, 
in dem dargelegt werden soll, worauf die Pla- 
nungsfehler zurückzuführen sind und ob jemand 
dafür haftbar zu machen ist. In dem Bericht ist 
auch darauf einzugehen, ob bei der Vergabe 
von Aufträgen Unbedenklichkeitsbescheinigun- 
gen eingeholt worden sind. 

Im übrigen hat der Rechnungsprüfungsausschuß 
nach eingehender Beratung über die Sachver- 
halte der Tz. 39 bis 44 herausgestellt, daß der 
Bundesrechnungshof in seinem Bericht über die 
Prüfung der Betätigung des Bundes in verschie- 
denen Gesellschaften zum Teil erneut festge- 
' stellt hat: 

1. Jahresabschlüsse sind nicht immer in der in 
der Satzung bestimmten Frist aufgestellt 
worden. 

2. Für einige Unternehmen sind die Prüfungs- 
unterlagen dem Bundesrechnungshof nicht 
rechtzeitig vorgelegt worden. 

3. Der zuständige Minister hat bisher nicht in 
allen Fällen seinen Einfluß auf die Gesell- 
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schatten, an denen der Bund beteiligt ist, 
geltend gemacht, so daß Anregungen des 
Bundesrechnungshofes zur Gestaltung von 
Satzungen und Gesellschaftsverträgen noch 
nicht überall entsprochen worden ist. 

4. Eine Gesellschaft, an die die öffentliche 
Hand in großem Umfange Mittel zur Erfül- 
lung ihrer Aufgaben gibt, hat Sondervergü- 
tungen an Bedienstete der Wasserstraßen- 
verwaltung gezahlt. 

5. Die Zahl der Mitglieder der Aufsichtsräte 
von zwei Gesellschaften könnte herabgesetzt 
werden, ohne daß dadurch die Tätigkeit die- 
ser Organe beeinträchtigt würde. Dadurch 
könnten bei den Unternehmen Kosten ge- 
spart und beim Bund Dienstreisen für Be- 
amte vermieden werden. 

6. Beim Bau von Wohnungen für die Geschäfts- 
leitung und für Bedienstete ist zum Teil eine 
sehr teuere Ausführung gewählt worden. 
Die Mieten liegen dessenungeachtet erheb- 
lich unter den Kostenmieten. 

7. Der Personalausschuß eines Unternehmens 
bestand nur aus zwei Mitgliedern des Auf- 
sichtsrats, obwohl Ausschüsse des Aufsichts- 
rats mit entscheidender Befugnis mindestens 
drei Mitglieder haben sollten. 

8. Bei der Vergabe von Lieferungen und Lei- 
stungen ist nicht immer nach der Verdin- 
gungsordnung für Bauleistungen (VOB) und 
nach der Verdingungsordnung für Leistun- 
gen — ohne Bauleistungen — (VOL) verfah- 
ren worden. Vor allem ist bei der Wahl der 
Vergabeart nicht die in § 3 Teil A VOB vor- 
gesehene Reihenfolge ausreichend beachtet 
worden. 

9. Bei Ausschreibungen waren die Leistungs- 
verzeichnisse nicht immer vollständig. Da- 
her mußten mehr Nachtragsaufträge erteilt 
und Stundenlohnarbeiten vergeben werden, 
als es bei sorgfältiger Vorbereitung erfor- 
derlich gewesen wäre. Nachtrags- und Stun- 
denlohnarbeiten sind im allgemeinen un- 
wirtschaftlich. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß beklagt, daß 
der Bundesrechnungshof über solche Mängel er- 
neut berichten muß, obwohl dieser bereits in 
den Berichten nach § 107 Abs, 2 RHO vom 
31. Oktober 1955 — Drucksache 1892 der 2. 
Wahlperiode S. 70/71 — und vom 4. Juli 1957 
— Drucksache 84 der 3. Wahlperiode S. 57/58 — 
auf gleiche und ähnliche Mängel aufmerksam 
gemacht hat. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet, daß 
die Beamten des Bundes in den Organen der 
Gesellschaften künftig in stärkerem Maße als 
bisher ihren Einfluß dahin gehend geltend 
machen, daß solche Vorkommnisse in Zukunft 
nicht mehr eintreten können. 


D. Besondere Feststellungen bei einzelnen 
Unternehmen 

26. (zu Tz. 45 und 46) 

Nach eingehender Beratung über Organisation 
und Aufgaben einer Holding-Gesellschaft hat 
der Rechnungsprüfungsausschuß den zuständigen 
Bundesminister ersucht, über die Möglichkeiten 
für eine Auflösung der im Bericht erwähnten 
Gesellschaft zu berichten. Unabhängig davon 
erwartet der Rechnungsprüfungsausschuß, daß 
auf eine sparsame Wirtschaftsführung bei die- 
ser Gesellschaft hingewirkt wird. 

27. (zu Tz. 47 bis 51) 

Nach eingehender Beratung über das Problem 
der Veräußerung von Bundesbeteiligungen hat 
der Rechnungsprüfungsausschuß die Bundes- 
regierung ersucht, darauf zu achten, daß auch 
bei der Veräußerung mittelbarer Beteiligungen 
der Rechtsgedanke des § 47 Abs. 1 Satz 1 RHO 
beachtet wird, nach dem Gegenstände, die im 
Eigentum des Bundes stehen, nur gegen einen 
dem vollen Wert entsprechenden Preis veräu- 
ßert werden dürfen. Zur Ermittlung des Wertes 
zu veräußernder größerer Beteiligungen sollten 
stets Sachverständigengutachten eingeholt wer- 
den. 


28. (zu Tz. 52 und 53) 

Nach eingehender Beratung der in den Tz. 52 
und 53 dargelegten Sachverhalte hat der Rech- 
nungsprüfungsausschuß die zuständigen Bun- 
desminister ersucht, künftig vor Teilveräuße- 
rungen von Beteiligungen die weitere Anwen- 
dung des § 48 Abs. 2 bis 4 und des § 113 Abs. 3 
RHO für die Verwaltung und den Bundesrech- 
nungshof sicherzustellen, sofern dies wegen des 
Umfanges der dem Bund verbleibenden Rest- 
beteiligungen oder aus sonstigen Gründen an- 
gebracht ist. 


E. Sicherung der Prüfungsmöglichkeiten für 
die Verwaltung und für die Finanzkontrolle 

29. (zu Tz. 54) 

Nach eingehender Beratung über den dargeleg- 
ten Sachverhalt hat der Rechnungsprüfungsaus- 
schuß die Bundesregierung ersucht, Vorschläge 
zu machen, wie die Rechte nach § 48 Abs. 2 bis 
4 und § 113 Abs. 3 RHO bei Gesellschaften der 
in Betracht kommenden Rechtsform gesichert 
werden können, ohne daß dabei die vom Bun- 
desrechnungshof erwähnten Schwierigkeiten 
entstehen. 

* 
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Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes vom 
5. April 1961 

30. (zu Tz. 1 bis 19) 

In der Denkschrift des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes wird über die hauptsächlichsten 
Prüfungs- und Untersuchungsergebnisse berich- 
tet. Sie ist in diesem Jahr mit dem Bericht des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes über 
seine Tätigkeit als Bundesbeauftragter für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung verbunden. Die 
Denkschrift gibt einen Überblick über Prüfungs- 
feststellungen des Bundesrechnungshofes, weist 
auf Mängel in der Verwaltung hin und enthält 
Vorschläge zu deren Behebung. Ferner sind in 
ihr Anregungen zu Rationalisierungsmaßnah- 
men und zur Technisierung in der Verwaltung 
gegeben. Im Gegensatz zu den Bemerkungen 
enthält die Denkschrift zeitnahe Berichte der 
Finanzkontrolle. 

über die finanziellen Ergebnisse, die der Bun- 
desrechnungshof durch seine Prüfungen erzielt 
hat, geben die Ausführungen in den Tz. 7 bis 9 
Aufschluß. Danach handelt es sich nach der Auf- 
stellung in der Tz. 8 für das Rechnungsjahr 1957 
um rd. 95,3 Mio DM und für das Rechnungsjahr 
1958 um rd. 53,5 Mio DM Minderausgaben bzw. 
Mehreinnahmen zugunsten des Bundes. Die Tä- 
tigkeit des Bundesrechnungshofes kann aber 
nicht allein nach den tatsächlich erzielten finan- 
ziellen Einsparungen beurteilt werden; das Er- 
gebnis seiner Tätigkeit liegt vielmehr in der 
vorbeugenden Wirkung der Finanzkontrolle so- 
wie in der damit verbundenen beratenden und 
begutachtenden Tätigkeit des Bundesrechnungs- 
hofes und seines Präsidenten. Diese Auswir- 
kungen lassen sich zahlenmäßig jedoch nicht 
feststellen. 

Als wesentliche Feststellungen können die Tz. 
17 und 19 der Denkschrift — zu hoher Verwal- 
tungsaufwand — angesehen werden. In Tz. 17 
beanstandet der Bundesrechnungshof die Be- 
nutzung von Dienstkraftwagen durch einige 
Minister und Staatssekretäre zu Urlaubsreisen 
ohne die Entrichtung einer Vergütung und die 
unentgeltliche Benutzung von Dienstkraftwagen 
durch leitende Bedienstete für Fahrten zwischen 
Wohnung und Dienststelle. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat das Bun- 
deskanzleramt ersucht, im Haushaltsausschuß 
zu gegebener Zeit über den Inhalt der aufzu- 
stellenden Leitsätze zu berichten und hierbei 
auch zur Frage der besonderen Kennzeichnung 
der Dienstkraftwagen Stellung zu nehmen. 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung 

31. (zu Tz. 22) 

Nach eingehender Beratung über den in der 
Tz. 22 dargestellten Sachverhalt hat der Rech- 


nungsprüfungsausschuß das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung ersucht, die 
noch offenstehenden Fragen zu prüfen und dem 
Rechnungsprüfungsausschuß zu berichten. 

Auswärtiges Amt 

Kosten der Ausbildung der Beamten 

32. (zu Tz. 23) 

Nach eingehender Beratung über den in der 
Tz. 23 dargestellten Sachverhalt hat der Rech- 
nungsprüfungsausschuß die Auffassung vertre- 
ten, daß für die Ausbildung des Beamtennach- 
wuchses sowohl geeignete Bedienstete als auch 
qualifizierte Professoren oder Dozenten der 
deutschen Universitäten in einem gesunden 
Mischungsverhältnis herangezogen werden 
sollten. 

33. (zu Tz. 24) 

Nach eingehender Beratung über den in der 
Tz. 24 dargestellten Sachverhalt hat der Rech- 
nungsprüfungsausschuß der Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes zwar im Prinzip zuge- 
stimmt, aber die Erwartung ausgesprochen, daß 
in den angekündigten Richtlinien einheitliche 
Honorarleistungen festgelegt werden, die für 
die gesamte Bundesverwaltung gelten sollten. 

34. (zu Tz. 25) 

Nach eingehender Beratung über den in der 
Tz. 25 dargestellten Sachverhalt hat der Rech- 
nungsprüfungsausschuß die Ansicht vertreten, 
daß in der Frage großzügig verfahren werden 
sollte, und die Bundesregierung ersucht, allge- 
meine Richtlinien unter Berücksichtigung der 
besonderen Verhältnisse beim Auswärtigen 
Amt für alle Bundesbehörden herauszugeben. 

Bundesminister des Innern 
Unterkunft Grafenau 

35. (zu Tz. 39) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung über «den in der Tz. 39 dar- 
gestellten Sachverhalt das Bundesministerium 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes ersucht, 
dem Re chnungspriifungs aus schuß möglichst bald 
einen Bericht über die Fragen vorzulegen, zu 
denen bereits vor Abschluß des Prozesses Stel- 
lung genommen werden kann. Im übrigen sollte 
das Prozeß erg ebnis abgewartet werden. 

Bundesminister für Wirtschaft 

Organisation und Wirtschaftlichkeit des 
Bundesministeriums 

36. (zu Tz. 43) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich nach 
eingehender Beratung über den in der Tz. 43 
dargestellten Sachverhalt der Anregung des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes ange- 
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schlossen, daß das Bundesministerium in ver- 
stärktem Umfang 'nichtministerielle Aufgaben 
verlagern soll. Als Auffangbehörde steht vor 
allem das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft zur Verfügung. Wegen seiner gesetz- 
lichen Beschränkung auf Angelegenheiten der 
Ein- und Ausfuhr hat es Aufgaben solcher Art 
bisher nicht in dem gewünschten Umfang über- 
nehmen können. 


Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen 
für Getreide und Futtermittel, für Fette, für 
Schlachtvieh, Fleisch- und Fleischerzeugnisse 
und an die Einfuhrstelle für Zucker 

37. (zu Tz. 56) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung über den in der Tz. 56 dar- 
gestellten Sachverhalt das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten er- 
sucht, hei den Beratungen über den Bundes- 
haushalt 1962 'detaillierte Übersichten über die 
Stellenpläne der Einfuhr- und Vorratsstellen 
vorzulegen. 


Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Kriegsopferversorgung und gleichartige 
Leistungen 

38. (zu Tz. 61) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung über den in der Tz. 61 dar- 
gestellten Sachverhalt den Schlußbemerkungen 
des Bundesrechnungshofes im vorletzen Absatz 
der Tz. 61 ausdrücklich zugestimmt und diese 
unterstützt. 

Sozialversicherung 

39. (zu Tz. 62) 

Der Rechmingsprüfungsausschuß hat nach ein- j 
gehender Beratung über den in der Tz. 62 dar- 
gestellten Sachverhalt die Anregungen 'des Prä- | 
sidenten des Bundesrechnungshofes unterstützt, 
die jetzige Vermögensabteilung in eine Fi nanz - 
und Vermögensabteilung umzugestalten, in der, 
ähnlich wie in der Kämmerei einer kommuna- i 
len Selbstverwaltungskörperschaft, alle Fragen ; 
des Haushalts und der Vermögensverwaltung 
zusammengefaßt werden. 

Bundesminister für Verkehr 
Bundesfernstraßen 

40. (zu Tz. 65 und 68) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung des in den Tz. 65 und 68 
dargestellten Sachverhalts der Beanstandung 


des Präsidenten des Bundesrechnungshofes zu- 
gestimmt. 

41. (zu Tz. 71) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich nach 
eingehender Beratung über den in der Tz. 71 
dargestellten Sachverhalt der Beanstandung des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes ange- 
schlossen. 


Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes 

Unterhalt der Gebäude und Anlagen des 
allgemeinen Sachvermögens 

42. (zu Tz. 89) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich nach 
eingehender Beratung über den in der Tz. 89 
dargestellten Sachverhalt der Forderung des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes ange- 
schlossen, die Verpflichtung des Bundes zur Be- 
seitigung von Kriegsschäden an vermieteten 
Liegenschaften jeweils genau zu prüfen. 


Bundesminister für Atomkemenergie 
und Wasserwirtschaft 

Allgemeine Bewilligungen 

43. (zu Tz. 99) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich nach 
eingehender Beratung über den in der Tz. 99 
darge stellten Sachverhalt den Ausführungen 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes an- 
geschlossen. Die Angelegenheit wird im Haus- 
haltsausschuß weiterbehandelt. 

44. (zu Tz. 100) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach Be- 
ratung über den in der Tz. 100 dargestellten 
Sachverhalt von den Ausführungen des Präsi- 
denten des Bundesrechnungshofes zustimmend 
Kenntnis genommen. 


Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
Ausgleichsansprüche für Wertverbesserungen 
an Grundstücken 

45. (zu Tz. 105) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung über den in der Tz. 105 dar- 
gestellten Sachverhalt die Bundesregierung er- 
sucht, den Gesetzentwurf zur Regelung der An- 
sprüche des Bundes auf Vorteilsausgleich dem 
Parlament zu Beginn der nächsten Wahlperiode 
vorzulegen. 
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Allgemeine Finanz Verwaltung 

Anteil des Bundes an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer 

46. (zu Tz. 107) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich nach 
eingehender Beratung über den in der Tz. 107 
dargestellten Sachverhalt den Beanstandungen 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes an- 
geschlossen. 

ERP-Sondervermögen 

Bundesminister für den Marshallplan 
ERP-Wirtschaftsplan 

47. (zu Tz. 108) 

Der Rechnungprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung über den in der Tz. 108 dar- 
gestellten Sachverhalt die Erwartung ausgespro- 
chen, daß unverzüglich die Stellungnahme des 
Bundesministeriums für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes abgegeben wird. 


Anlage E der Drucksache 2751 

Erklärungen des Untersuchungsausschus- 
ses des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages und des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes über die Prü- 
fung der Jahresrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1957 und für das Rechnungs- 
jahr 1958 über Einnahmen und Ausgaben 
des Bundesnachrichtendienstes gemäß 
§ 89 der Reichshaushaltsordnung sowie 
Erklärungen des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes über die Prüfung der 
Jahresrechnung 1957 und für das Rech- 
nungsjahr 1958 

Von den Erklärungen Seite 129 ff. der Drucksache 
2751 wird zustimmend Kenntnis genommen. 
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